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(3) Die Erfahrungen mit dieser Vereinbarung werden im regelmäßigen Auswertungsgespräch 

zwischen Jugendamt, Kindertagespflegeperson und ggf. den weiteren beteiligten 

Institutionen, wie freien Trägern und den Betreibern von Großtagespflegestellen, reflektiert. 

§ 12 Unterrichtung der Eltern bezüglich der Aufgaben der Kindertagespflege im Kinderschutz  

Die Kindertagespflegeperson weist im Betreuungsvertrag mit den Eltern auf ihre 

verpflichtende Beteiligung bei der Umsetzung des Schutzauftrages gem. § 8a SGB VIII hin  

Gleiches gilt bei Großtagespflege für den Träger, falls in dieser Konstellation der 

Betreuungsvertrag zwischen dem Träger der Großtagespflege und den Eltern geschlossen 

wird.  
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Anlage zu Mustervereinbarungen: Hinweise  

Das Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung markiert den 

Ausgangspunkt, ab dem die Fachkräfte der Jugendhilfe sowie die Kindertagespflegeperso-

nen und alle anderen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen verantwortlichen Akteure 

und Berufsgruppen (siehe hierzu auch § 4 Abs. 1 KKG) verpflichtet sind, in den Prozess der 

Sachverhaltsklärung einzusteigen. Regelhaft erfolgt die Gefährdungseinschätzung unter 

Einbeziehung der Personensorgeberechtigten und ggf. weiterer Erziehungsberechtigter84 

(z. B. Stiefeltern, Partner eines Elternteils, Großeltern, Pflegepersonen) sowie der 

betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen.  

Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sind konkrete Beobachtungen und 

ernstzunehmende Hinweise zu Handlungen von Sorgeberechtigten und/oder deren 

Unterlassen und/oder zu Lebensumständen, die das körperliche, geistige oder seelische 

Wohl eines Kindes bzw. einer oder eines Jugendlichen gefährden bzw. die auf eine 

Dynamik, die eine Gefährdung auslösen kann, hindeuten.85 Dabei muss nicht zwangsläufig 

ein einzelner Anhaltspunkt für sich allein genommen eine Kindeswohlgefährdung anzeigen. 

Es genügt vielmehr, dass durch das Hinzutreten weiterer gefährdungsrelevanter Umstände 

ein Komplex von Anhaltspunkten entsteht, der (erst) in seiner Gesamtheit auf eine Kindes-

wohlgefährdung hinweist.  

Um das Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung beurteilen zu können, muss bei Bekanntwer-

den gewichtiger Anhaltspunkte ein umfassender Klärungsprozess zu den Fürsorge-, 

Erziehungs- und Lebensbedingungen der betroffenen Kinder und Jugendlichen stattfinden. 

Die dabei gewonnenen Informationen müssen hinsichtlich des Gefährdungsrisikos alters- 

bzw. entwicklungsspezifisch eingeordnet werden.  

Bei Kindern und Jugendlichen mit (chronischen) Erkrankungen und/oder Behinderungen 

besteht eine besondere Herausforderung darin, zwischen Anhaltspunkten für eine 

Kindeswohlgefährdung und behinderungsbedingten Verhaltensweisen bzw. Merkmalen zu 

unterscheiden.86 Diese Einordnung ist in enger Abstimmung mit dem jeweils verantwortlich 

behandelnden Bereich aus der Gesundheits- und Eingliederungshilfe (Ärztinnen und Ärzte, 

Therapeutinnen und Therapeuten etc.) zu beraten. Dabei sind insbesondere die ggf. 

                                                
84 Zu den Begriffsbestimmungen "Personensorgeberechtigter" und "Erziehungsberechtigter" siehe § 7 Abs. 1 
Nr. 5, 6 SGB VIII) 
85 Zur vertieften Auseinandersetzung mit der Begriffsschärfung "Gewichtige Anhaltspunkte" siehe u. a. Barth, M. 
(2022), S. 9ff. 
86 Siehe zu den Herausforderungen bei der Einschätzung von Kindeswohlgefährdung bei Kindern oder 
Jugendlichen mit Behinderung den Artikel von Simone Gottwald-Blaser (2015): Inklusion in 5 Minuten. 
Kindeswohlgefährdung bei Kindern mit Behinderung. 
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spezifischen krankheits- oder behinderungsbedingten Gefährdungsrisiken87 sowie die 

besonderen krankheits- und behinderungsbedingten Fürsorge- und Pflegebedürfnisse von 

Kindern und Jugendlichen mit unterschiedlichen Behinderungen zu berücksichtigen.88 In 

diesem Zusammenhang muss auch eingeschätzt werden, inwiefern die elterlichen 

Anpassungsprozesse an die Behinderung ihres Kindes gelingen bzw. fehllaufen. 

Anhaltspunkte in der Grundversorgung des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen: 

1. Erforderliche ärztliche Untersuchungen und Behandlungen des Kindes bzw. der oder 

des Jugendlichen werden nicht oder nur sporadisch wahrgenommen. 

2. Die Versorgung des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen mit Essen und Trinken 

ist nicht ausreichend sichergestellt. 

3. Die Körperpflege und Hygiene des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen ist 

unzureichend. 

4. Die Bekleidung des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen ist nicht angemessen 

bzw. nicht witterungsentsprechend. 

5. Die Aufsicht über das Kind bzw. die Jugendliche oder den Jugendlichen ist nur 

unzureichend gewährleistet. 

6. Das Kind bzw. die oder der Jugendliche hält sich an jugendgefährdenden Orten oder 

unbekanntem Aufenthaltsort auf. 

Anhaltspunkte in der Familiensituation: 

7. Die finanzielle Situation der Familie ermöglicht keine Existenzsicherung. 

8. Die Eltern stellen keinen angemessenen Wohn- und Schlafraum für das Kind bzw. 

die Jugendliche oder den Jugendlichen zur Verfügung. 

9. Die Familienkonstellation birgt erhebliche Risiken für eine ausreichende Versorgung 

und Betreuung eines Minderjährigen bzw. Risikofaktoren in der Biographie der 

Familie wirken nach. 

10. Es liegen ernstzunehmende Verdachtsmomente auf sexualisierte Gewalt vor. 

                                                
87 Kinder und Jugendliche mit Behinderungen haben im Vergleich zu nicht behinderten Altersgenossen ein 
deutlich erhöhtes Risiko, vernachlässigt, körperlich misshandelt oder sexuell missbraucht zu werden und daraus 
folgend spezifische Schutzbedürfnisse (vgl. Bange, D., 2020). Die Gründe hierfür sind vielfältig: Zum einem 
weisen behinderte Kinder und Jugendliche oft eine erhöhte Verletzlichkeit in ihrer Entwicklung auf. Daneben kann 
die oft bestehende Erforderlichkeit von Pflege und Therapie und die sich daraus ergebende körperliche Nähe und 
Abhängigkeit von Dritten ein zusätzliches Risiko darstellen. Auch die Einschätzung widerfahrenen Unrechts und 
die Mitteilungsmöglichkeiten darüber können durch eine Behinderung eingeschränkt sein. 
88 Siehe zu den Besonderheiten bei der Bewertung von Anhaltspunkten bei Kindern und Jugendlichen mit 
geistigen und/oder körperlichen Behinderungen bspw. die Ankerbeispiele des Jugendamtes Steglitz-Zehlendorf  
AG 78, Fachgruppe Kinderschutz (2012): Handreichung zur Anwendung des Orientierungskataloges bei 
Kindeswohlgefährdung bei jungen Menschen mit Behinderungen. 
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11. Die Eltern vertreten konfliktträchtige religiöse und/oder extremistische 

Weltanschauungen.89 

Anhaltspunkte in der Entwicklung des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen: 

12. Der Entwicklungsstand des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen weicht erheblich 

von dem Lebensalter typischen Zustand ab. 

13. Krankheiten des Kindes bzw. der oder des Jugendlichen treten 

ungewöhnlich/unerwartet häufig auf. 

14. Es gibt deutliche Anzeichen einer psychischen Störung des Kindes bzw. der oder des 

Jugendlichen. 

15. Es besteht die Gefahr einer Suchterkrankung des Kindes bzw. der oder des 

Jugendlichen und/oder die Gesundheit gefährdende Substanzen werden zugeführt. 

16. Dem Kind bzw. der oder dem Jugendlichen fällt es innerfamiliär und/oder in 

Kindertageseinrichtung, Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsstelle schwer, Regeln, 

Grenzen und Gesetze zu beachten.  

Anhaltspunkte in der Erziehungssituation: 

17. Es gibt Anzeichen für häusliche Gewalt. 

18. In der Familie dominieren aggressive und/oder herabwürdigende Verhaltensweisen 

gegenüber und/oder zwischen den Kindern bzw. Jugendlichen.  

19. Die Erziehungsmethoden mindestens eines Elternteils schädigen das Kind bzw. die 

Jugendliche oder den Jugendlichen. 

20. Die Eltern ignorieren oder bestrafen die Befriedigung alters- bzw. 

entwicklungsstandentsprechender Grundbedürfnisse des Kindes bzw. der oder des 

Jugendlichen. 

In den vom ZBFS  Bayerisches Landesjugendamt entwickelten Sozialpädagogischen 

Diagnose-Tabellen werden die Anhaltspunkte berücksichtigt und altersspezifisch mit 

beispielhaften Konkretisierungen hinterlegt. Zu berücksichtigen ist dabei jedoch, dass 

insbesondere bei Kindern und Jugendlichen mit Behinderung nicht zwingend das Alter 

ausschlaggebend ist, sondern der Entwicklungsstand des Kindes bzw. der oder des 

Jugendlichen.  

Soweit andere diagnostische Instrumente, Beobachtungslisten und dergleichen verwendet 

werden, sollten sie auf Vollständigkeit mit den obigen Anhaltspunkten abgeglichen werden. 

                                                
89 Für weitere Informationen zum Thema "Kindeswohlgefährdung und Radikalisierung/Extremismus" siehe die 
Hinweise unter https://www.blja.bayern.de/koora/Koora.php. 
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